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digkeit zur Strafverfolgung fehlt, wenn Verfolgungsverjährung einge- 
treten ist). 

Dies trifft hier zu. 
Der Tatbestand des g 134 Abs. 6 GBDO. 1963 ist nicht erfüllt. 

Die ersten Verfolgungshandlungen sind erst nach' den Anzeigen des 
Bürgermeisters vom 2. Juni 1969 und vom 20. August 1969 gesetzt 
worden, also bedeutend später als ein Jahr nach dem von der Behörde 
als Ordnungswidrigkeiten (nicht als Dienstvergehen) qualifizierten 
Verhaltens des Beschwerdeführers. Die Ordnungswidrigkeiten sind 
also gemäß g 134 Abs. 1 leg. cit. verjährt. 

An dieser Feststellung ändert der Umstand nichts, daß der Bürger- 
meister seinerzeit der Meinung gewesen ist, er zeige ein Verhalten 
des Beschwerdeführers an, das als Dienstvergehen anzusehen sei. 
Es kommt nicht auf die Meinung des Anzeigers, sondern auf die Wer- 
tung durch die Disziplinarbehörde an. 

Die Behörde war also nicht zuständig, den Beschwerdeführer 
schuldig zu sprechen, die umschriebenen Ordnungswidrigkeiten be- 
gangen zu haben. Sie hat diese Zuständigkeit gesetzwidrigerweise 
in Anspruch genommen. Handhabt aber eine Behörde eine Zuständig- 
keit, die sie nach dem Gesetz nicht hat, so verletzt sie den Betroffenen 
in seinem verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht auf ein Ver- 
fahren vor dem gesetzlichen Richter. 

Der Beschwerdeführer ist demnach durch den bekämpften Bescheid 
in diesem Recht verletzt worden. Der Bescheid war infolgedessen 
aufzuheben. 

6750 

NO. Gemeindewahlordnung; Einbringung von Wahlvorschlä- 
gen gemäß gg 18 und 21 Abs. 1; Unterschriften nicht auf dem- 
selben Bogen Papier wie der Wahlvorschlag; Legitimation zu 

einer Beschwerde gemäß Art. 144 B-VG. in Wahlsachen 
Erk. v. 20. Juni 1972, W 1-3/71 

Der Wahianfechtung wird nicht stattgegeben. 
Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Entscheidungs gründe: 

I. 1. In der Marktgemeinde Deutsch-Wagram, politischer Bezirk 
Gänserndorf, fand gemäß der Kundmachung der Niederösterreichi- 
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sehen Landesregierung vom 22. Dezember 1969, LGBl. f. d. L. NO. 
Nr. 377/1969, am 5. April 1930 die Wahl des Gemeinderates statt. 

Zu dieser Wahl wurde der Gemeindewahlbehörde unter der Par- 
tei bezeichnung „Namensliste F. Kellner" ein Wahlvorschlag über- 
reicht, der von der Gemeindewahlbehörde mit Bescheid vom 13. März 
1930 als ungültig zurückgewiesen worden ist. Nach durchgeführter 
Wahl erhob der zustellungsbevollmächtigte Vertreter der Wahlpartei 
„Namensliste F. Kellner" gemäß g 42 der NU. Gemeindewahlordnung 
Beschwerde an die Landes-Hauptwahlbehörde, Die Beschwerde rich- 
tete sich gegen „gesetzwidrige Vorgänge im Wahlverfahren" und 
enthielt den Antrag, „die Landes-Hauptwahlbehörde möge das 
gesamte Wahlverfahren zur Gemeinderatswahl in der Marktgemeinde 
Deutsch-Wagram vom 5. 4. 1970 für nichtig erklären, weil Rechts- 
widrigkeit des Wahlverfahrens erwiesen wurde und diese Rechts- 
widrigkeit auf das Wahlergebnis von Einfluß war, bzw. das gesamte 
Wahlverfahren für ungültig erklären, sowie die weiteren im g 42 
GWO. vorgesehenen Veranlassungen treffen". 

Die Landes-Hauptwahlbehörde für Niederösterreich hat zunächst 
mit Bescheid vom 15. Mai 1930 die Beschwerde als verspätet einge- 
bracht zurückgewiesen. Nachdem dieser Bescheid vom Verfassungs- 
gerichtshof mit Erk. Slg. Nr. 6424/197L aufgehoben worden ist, hatte 
die Landes-Hauptwahlbehörde in Bindung an die tatsächlichen Fest- 
stellungen und an die Rechtsanschauung, von denen der Verfassungs- 
gerichtshof bei seinem Erkenntnis ausgegangen ist () 70 Abs. 4 
VerfGG. 1953) über die an sie erhobene Beschwerde eine Sachent- 
scheidung zu fällen. 

Mit Bescheid vom 2. Juni 1971, GZ II/1-154/6-1931, hat die Landes- 
Hauptwahlbehörde die Beschwerde gemäß g 42 Abs. 3 der NO. 
Gemeindewahlordnung als unbegründet abgewiesen. 

2. Gegen diesen Bescheid richtet sich die an den Verfassungs- 
gerichtshof erhobene „Beschwerde gemäß Art. . 141 und Art. 144 
B-VG. ". Damit wird der Bescheid der Landes-Hauptwahlbehörde „sei- 
nem Inhalte nach sowohl auf Grund des Art. 141 wie auch des 
Art. 144 B-VG. bekämpft" und werden die Anträge. gestellt: der 
Verfassungsgerichtshof möge „eventuell nach Uberprüfung der Ver- 
fassungsmäßigkeit der Bestimmungen der NU. Gemeindewahlord- 
nung den angefochtenen Bescheid aufheben und die belangte Be- 
hörde für den Fall der Aufhebung des Bescheides im Verfahren nach 
Art. 144 B-VG. in die gesetzlich festgelegten Kosten verfällen". 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat erwogen: 
1. Die das Verfahren auslösende Eingabe ist ausdrücklich als Be- 

schwerde und der Einschreiter als Beschwerdeführer bezeichnet. Der 
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angefochtene Bescheid wird sowohl auf Grund des Art. 141 wie auch 
des Art. 144 B-VG, bekämpft. Dieser Bescheid ist in einem Wahl- 
verfahren und auf einen Antrag ergangen, der die Nichtigerklärung 
bzw. Ungültigerklärung des Wahlverfahrens betraf. 

Eine Wahl, deren Rechtswidrigkeit auf einen im Wahlverfahren 
ergangenen Bescheid gegründet wird, kann aber von den zu einer 
Anfechtung nach Art. 141 B-VG. berechtigten Personen nur in einem 
Verfahren nach diesem Artikel, nicht aber im Wege einer Bekämpfung 
dieses Bescheides nach Art. 144 B-VG. angefochten werden. 

Die auf Art. 144 B-VG. gestützte Beschwerde war daher im Sinne 
des g 19 Abs. 3 Z. 1 lit, e VerfGG. 1953 i. d. F. BGBl. Nr. 185/1964 
mangels Legitimation zur Erhebung einer solchen Beschwerde zurück- 
zuweisen. 

2. Mit dem angefochtenen Bescheid wird eine Beschwerde des 
Anfechtungswerbers als unbegründet abgewiesen. Die Abweisung 
ist damit begründet, daß den Bestimmungen der gg 18 und 21 der 
ND. Gemeindewahlordnung nicht entsprochen sei, weil sich nicht 
alle Teile des eingebrachten Wahlvorschlages auf einem Bogen 
Papier, sondern auf insgesamt 3 Blatt Papier befinden. 

3. Nach der NU. Gemeindewahlordnung — GWO. (Anlage zur 
Kundmachung der Niederösterreichischen Landesregierung vom 
1l. Jänner 1955, LGBl. f. d. L. NU. Nr. 1/1955, über die Wieder- 
verlautbarung der NU. Gemeindewahlordnung) haben Wählergrup- 
pen, die sich an der Wahlwerbung beteiligen (Parteien), ihre Wahl- 
vorschläge spätestens 21 Tage vor dem Wahltage der Gemeinde- 
wahlbehörde vorzulegen (g 18 Abs. 1), In Gemeinden mit mehr als 
2000 Wahlberechtigten müssen die Wahlvorschläge — ausgenom- 
men die jener Parteien, die im Zeitpunkte der Wahlausschreibung 
sowohl im Landtage von Niederösterreich als auch im betreffenden 
Gemeinderate vertreten sind (Abs. 2) — von mindestens 50 Wählern 
der Gemeinde eigenhändig unterschrieben sein (Abs. 3 i. d. F. , die 
sich nach Aufhebung mehrerer Worte durch die Erk. Slg. Nr. 3969/ 
1961 und 3931/1961 ergibt); nähere Bestimmungen über die Bei- 
setzung von Unterschriften enthält Abs. 4. Die Wahlvorschläge müs- 
sen enthalten (Abs. 5): 

a) die unterscheidende Parteibezeichnung (Ziffer 1), 
b) die Parteiliste, das ist ein Verzeichnis von höchstens doppelt 

so vielen Bewerbern, als Gemeinderäte zu wählen sind, in der 
beantragten, mit arabischen Ziffern bezeichneten Reihenfolge 
unter Angabe des Vor- und Zunamens, Berufes, Geburtsjahres 
und der Adresse jedes Bewerbers (Ziffer 2), 
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c) die Zustimmung der Wahlwerber zur Aufnahme in den Wahl- 
vorschlag und ihre Erklärung, sich nicht auf dem Wahlvor- 
schlage einer anderen Partei um das Amt eines Gemeinderates 
zu bewerben (Ziffer 3), 

d) die Bezeichnung des zustellungsbevollmächtigten Vertreters 
der Partei und seines Stellvertreters (Ziffer 4). 

Das Gesetz enthält weiters die Vorschrift, daß für Wahlvorschläge 
das Formular Anlage 1 Muster 12 zu verwenden ist (Abs, 6). 

In g 21 Abs. 1 enthält die GWO. Vorschriften, wie die Wahl- 
behörde bei mangelhaften Wahlvorschlägen vorzugehen hat. Der 
letzte Satz dieser Bestimmungen lautet: 

„Wird der Wahlvorschlag verspätet überreicht oder trägt der 
Wahlvorschlag nicht die erforderliche Zahl von Unterschriften, fehlt 
die Zustimmung aller Wahlwerber zur Aufnahme in den Wahlvor- 
schlag, enthält dieser nicht einen einzigen wählbaren Bewerber oder 
sind die Unterschriften nicht auf demselben Bogen Papier wie der 
Wahlvorschlag, so kann der Wahlvorschlag nicht zur Verbesserung 
zurückgestellt werden, sondern ist als ungültig zurückzuweisen. " 

4. Der von der Namensliste F. Kellner vorgelegte Wahlvorschlag 
besteht aus drei Blättern, von denen jedes enthält: die Parteibezeich- 
nung (g 18 Abs. 5 Z. 1), die Parteiliste mit vier Bewerbern (g 18 
Abs. 5 Z. 2), die Bezeichnung des zustellungsbevollmächtigten Ver- 
treters der Partei und seines Stellvertreters (g 18 Abs. 5 Z. 4), eine 
Anzahl von Unterstützungsunterschriften (g 18 Abs. 3) u. zw. ein Blatt 
von 26 und die beiden anderen von je 17 Unterschriften. 

Auf vier weiteren einzelnen Blättern sind je eine eigenhändig 
unterschriebene Erklärung je eines der vier in der Parteiliste ver- 
zeichneten Bewerber folgenden Wortlautes enthalten: 

„Ich erkläre hiermit meine Zustimmung, daß ich in den Wahl- 
vorschlag der Namensliste F. Kellner für die Marktgemeinde 
Deutsch-Wagram, für die am 5. April 1970 ausgeschriebene Wahl 
des, . Gemeinderates aufgenommen werde und mich bei keiner anderen 
wahlwerbenden Partei um das Amt eines Gemeinderates bewerbe. " 

Die Zustimmung der Wahlwerber zur Aufnahme in den Wahl- 
vorschlag und ihre Erklärung, sich nicht auf dem Wahlvorschlag einer 
anderen Partei um das Amt eines Gemeinderates zu bewerben, wie 
sie g 18 Abs. 5 Z. 3 GWO. als Bestandteil des Wahlvorschlages erklärt 
und wie sie auch in Anlage 1 zur GWO. Muster 12 als Punkt III des 
Wahlvorschlages vorsieht, ist somit nicht auf demselben Bogen Papier 
wie der Wahlvorschlag vorgelegt worden, sondern auf einzelnen 
Blättern neben dem Wahlvorschlag. 
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Es trifft somit die in der Anfechtungsschrift enthaltene Behaup- 

tung nicht zu, daß „der Wahlvorschlag auf 7 Blatt Papier mit jeweils 
identischem Text" eingebracht worden sei. 

5. In der Anfechtungsschrift ist ausgeführt, es sei wesentlich, daß 
sich der Text des Wahlvorschlages und die Unterschriften auf dem- 

selben Blatt Papier befänden, damit der Unterfertiger jenen Text 
überprüfen könne, zu dem er duich seine Unterschrift die Zustim- 

mung gebe. Der Anfechtungswerber meint, in der Weise, wie der 
Wahlvorschlag eingebracht worden sei, habe einerseits j ede Irre- 
führung des Wahlberechtigten, der diesen Wahlvorschlag unterstützte 
und jede Irreführung jedes Kandidaten jedes Wahlvorschlages aus- 

geschlossen werden können. 
Auf dem Boden dieser Ausführungen des Anfechtungswerbers 

selbst muß der eingebrachte Wahlvorschlag der Namensliste F. Kell- 
ner nicht als dem Gesetz entsprechend angesehen werden. Die Unter- 
schriften der Wahlwerber, mit denen die Zustimmung zur Aufnahme 
in den Wahlvorschlag erklärt wird, befinden sich nämlich nicht auf 
demselben Blatt Papier wie die Parteiliste mit den vier Bewerbern, 
sodaß bei Abgabe der Unterschrift unter die Erklärung nicht ohne 
weiteres die auch die anderen Wahlwerber enthaltende Parteiliste 
überprüft werden konnte, 

Bei dieser Sachlage brauchte auf die aus den Ausführungen des 
Anfechtungswerbers herausleuchtende Rechtsanschauung nicht ein- 

gegangen zu werden, wonach g 21 Abs. 1 GWO. dahin auszulegen 
sei, daß ein Wahlvorschlag auch aus mehreren Blättern bestehen 
dürfe, wenn jedes Blatt die in g 18 Abs. 5 GWO. geforderten An- 

gaben und Unterschriften enthält. 
Der Verfassungsgerichtshof hat in seiner Rechtsprechung ständig 

die Rechtsanschauung vertreten, daß die Wahlbehörden durch die 
Formalvorschriften der Wahlordnungen strenge gebunden sind und 
die Bestimmungen der Wahlordnungen strikte nach ihrem Wortlaut 
ausgelegt werden müssen (z, B. Erk. Slg, Nr. 1904/1950, 2157/1951, 
3396/1960, 4168/1962, 5861/1968); dies gilt insbesondere auch im Hin- 

blick auf die Einbringung der Wahlvorschläge. 
6. Der angefochtene Bescheid der Landes-Hauptwahlbehörde für 

Niederösterreich entspricht somit dem Gesetz. Die behauptete Rechts- 
widrigkeit des Wahlverfahrens hat nicht stattgefunden, weshalb der 
Wahlanfechtung nicht stattzugeben war. 

War es aber gesetzmäßig, den Wahlvorschlag der Namensliste 
F. Kellner aus dem Grunde als ungültig zurückzuweisen, weil sich 
nicht alle Teile des Vorschlages auf demselben Bogen Papier befan- 
den, so ist die Bestimmung des ( 18 Abs. 3 GWO. , wonach in Ge- 
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meinden mit mehr als 2000 Wahlberechtigten jeder Wahlvorschlag 
von mindestens 50 Wählern der Gemeinde eigenhändig unterschrie- 
ben sein muß, während in kleineren Gemeinden keine Unterstüt- 
zungsunterschriften erforderlich sind, nicht Voraussetzung des Er- 
kenntnisses des Verfassungsgerichtshofes über die Wahlanfechtung. 
Auf das Vorbringen des Anfechtungswerbers, daß in dieser Regelung 
eine Gleichheitsverletzung liege, konnte deshalb in diesem Verfahren 
nicht eingegangen werden. 

S751 

Wahl der Mitglieder eines Hauptausschusses der Uster- 
reichischen Hochschülerschaft; keine gesetzliche berufliche Ver- 

tretung im Sinne des Art. 141 Abs. 1 lit. a B-VG. 
Beschl. v. 20. Juni 1932, W 1-8/71 

Die Wahlanfechtung wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

I. 1. Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung hat 
mit Verfügung vom 2. Dezember 1970 gemäß ) 1 Abs. 1 der Hoch- 
schülerschafts-Wahlordnung 1962 als Wahltag für die Hochschüler- 
schaftswahlen 1971 den 20. Jänner 1971 festgesetzt. Der Wahltag ist 
an der Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz 
gemäß g 1 Abs. 2 der genannten Wahlordnung am 7. Dezember 1930 
kundgemacht worden. 

Gemäß der in diesem Zeitpunkt geltenden Fassung des g 7 Abs. 3 
der Hochschülerschafts-Wahlordnung 1962 (die auf der Verordnung 
BGBl. Nr. 456/1968 beruhte) betrug die Zahl der Mandatare des 
Hauptausschusses der Osterreichischen Hochschülerschaft an der 
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften in Linz 9. Durch 
die am 15. Jänner 1931 im Bundesgesetzblatt kundgemachte Verord- 
nung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung vom 
23. Dezember 1930, BGBl. Nr. 14/1931, mit der die Hochschüler- 
schafts-Wahlordnung 1962 neuerlich abgeändert wird, ist diese Zahl 
auf 11 erhöht worden. 

Die Hauptwahlkommission der Hochschule für Sozial- und Wirt- 
schaftswissenschaften in Linz hat bei Zuweisung der Mandate an 
die wahlwerbenden Gruppen nach durchgeführter Wahl die Man- 
datszahl 11 zugrunde gelegt. Gegen die Verteilung der Mandate im 
Hauptausschuß hat die wahlwerbende Gruppe „Osterreichische Stu- 


